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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über Maßnahmen zur Behebung der 
Versorgungsschwierigkeiten bei Kartoffein 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Gemeinschaft bestehen Versorgungsschwie- 
rigkeiten bei Kartoffeln. Um diese Lage zu ändern, 
sind vorübergehend die mengenmäßigen Beschrän- 
kungen, die einige Mitgliedstaaten gegenüber der 
Einfuhr aus Drittländern aufrechterhalten, auszu- 
setzen - 

HAT FOLGExNDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Für die Zeit vom 1. Dezember 1972 bis zum 15. Fe- 
bruar 1973 werden alle mengenmäßigen Beschrän- 
kungen und Maßnahmen gleicher Wirkung bei der 
Einfuhr von Kartoffeln der Tarifstelle 07.01 A III b 
des Gemeinsamen Zolltarifs aus Drittländern ausge- 
setzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach dem Tage 
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

Der Entwurf des Vorschlags einer Verordnung be- 
zweckt die Verabschiedung von Maßnahmen zur 
Behebung der Versorgungsschwierigkeiten bei Kar- 
toffeln und zur Begrenzung der Preissteigerung. 

Die Gesamterzeugung an Kartoffeln wird für die 
Ernte 1972 einstweilen auf 33 bis 34 Millionen Ton- 
nen geschätzt, was einem Rückgang um ungefähr 
6 v.H. im Vergleich zur Ernte 1971 (35 536 000 Ton- 
nen) entspricht. 

Das verringerte Angebot führte zu einer Anspan- 
nung des Marktes und dadurch zu einer Preissteige- 
rung auf allen Märkten der Gemeinschaft. 

Diese Lage auf dem Kartoffelmarkt erfordert nach 
Ansicht der Kommission das Aussetzen aller men- 
genmäßigen Beschränkungen und Maßnahmen glei- 
cher Wirkung bei der Einfuhr von Speisekartoffeln 
mit Herkunft aus Drittländern in der Zeit vom 1. De- 
zember 1972 bis zum 15. Februar 1973. 

Diese Maßnahme würde bewirken, die Möglichkei- 
ten einer Einfuhr aus Drittländern v/eitestgehend zu 
nutzen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
20. Dezember 1972 - 1/4 (IV/ 1 ) ^ 680 70 - E-Gü 5/72: 

„Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 30. November 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen." 
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